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Abgasskandal: Geschädigte kön-
nen auch jetzt noch klagen. [ AFP ]

Was Personaldienstleister alles nicht dürfen
Zeitarbeit. Schlüsselkräfte mit Rot-Weiß-Rot-Karte ins Land holen oder ukrainische Flüchtlinge einstellen: Beides ist für
Arbeitskräfteüberlasser aus rechtlichen Gründen tabu. Sind solche Einschränkungen noch gerechtfertigt?

Wien. Rund 72.300 Arbeiter und Ar-
beiterinnen, 20.650 Angestellte
und fast 4200 geringfügig Beschäf-
tigte: So viele Menschen waren
hierzulande im Februar bei Zeit-
arbeitsfirmen beschäftigt. Laut
dem Branchenverband „Öster-
reichs Personaldienstleister“ wa-
ren das insgesamt um gut 21 Pro-
zent mehr als im Februar des Vor-
jahres.

Unter normalen Bedingungen
könnte das ein gutes Zeichen sein,
immerhin gilt Zeitarbeit als kon-
junktureller Frühindikator. Mit

dem russischen Angriff auf die
Ukraine wurden allerdings sämtli-
che Konjunkturprognosen obsolet,
mit einer ungebremsten Fortset-
zung des Aufschwungs nach den
Corona-Lockdowns rechnet kaum
mehr jemand. Unabhängig davon
bleibt jedoch der Fachkräfteman-
gel ein Faktum, die Zahl der offe-
nen Stellen ist weiterhin hoch. Und
durch ukrainische Flüchtlinge, de-
nen temporär der Zugang zum ös-
terreichischen Arbeitsmarkt eröff-
net wird, dürfte auch das Angebot
an gut ausgebildeten Arbeitskräf-
ten steigen.

Restriktive Generalklausel
Und da spannt sich wieder der Bo-
gen zur Zeitarbeit: Arbeitskräfte-
überlasser könnten einiges dazu
beitragen, dass aus der Ukraine
Geflüchtete in Österreich schnell
Jobs finden, sagt Martin Zieger,
Präsident des Branchenverbandes
„Österreichs Personaldienstleis-
ter“, zur „Presse“. Denn sie kennen
den Arbeitskräftebedarf ihrer Kun-
den, könnten geeignete Leute zü-
gig in ihren Unternehmen einstel-
len und sich um die Formalitäten
kümmern.

Nur leider: Sie dürfen es nicht.
Jedenfalls nicht in ihrem eigentli-
chen Geschäftsmodell. Eine reine

Vermittlungstätigkeit wäre erlaubt,
Zeitarbeit jedoch nicht, sagt Zie-
ger. Grund ist eine Bestimmung im
Ausländerbeschäftigungsgesetz
(AuslBG). Dort heißt es, dass
einem Arbeitgeber unter anderem
nur dann eine Beschäftigungsbe-
willigung für einen Ausländer er-
teilt werden darf, wenn er diesen
„auf einem Arbeitsplatz seines Be-
triebes beschäftigen wird, wobei
eine Zurverfügungstellung des
Ausländers an Dritte (...) nicht als
Beschäftigung im eigenen Betrieb
gilt“ (§ 4 Abs. 1 Z 7).

„Durch diese Generalklausel
ist die Arbeitskräfteüberlassung
ausgeschlossen“, sagt Zieger. Die
einzige Schiene, über die ukraini-
sche Flüchtlinge und potenzielle
Arbeitgeber miteinander in Kon-
takt kommen, bleibt somit – abge-
sehen von mehr oder weniger zu-
fälligen persönlichen Kontakten in
Einzelfällen – das AMS. Dort wer-

den allerdings nicht alle offenen
Stellen gemeldet, und oft gerade
solche nicht, die zumindest vorerst
nur auf Zeit zu haben sind. Gerade
dafür greifen Unternehmen gern
auf das Angebot von Arbeitskräf-
teüberlassern zurück.

Gleichzeitig suchen Personen,
die in Österreich einen beschränk-
ten Aufenthaltsstatus haben, hier
ja auch nicht unbedingt einen fi-
xen Arbeitsplatz bis zur Pension.
Auch insofern könnte das Modell
für beide Seiten gut passen – wäre
es denn rechtlich erlaubt.

Gilt auch für Schlüsselkräfte
Freilich ist die Situation der ukrai-
nischen Flüchtlinge ein Sonderfall.
Aber auch Schlüsselkräfte aus dem
Ausland, die auf Basis einer Rot-
Weiß-Rot-Karte hier arbeiten wol-
len, dürfen derzeit nicht von Zeit-
arbeitsfirmen eingestellt werden.
Dabei wäre auch hier „der Wunsch

groß, dass wir – um ein Beispiel zu
nennen – den einen oder anderen
Programmierer aus Indien nach
Österreich holen“, sagt Zieger.
Denn während die aus der Ukraine
Geflohenen „nur“ eine blaue Auf-
enthaltskarte für Vertriebene brau-
chen und eine Beschäftigungsbe-
willigung für sie unbürokratisch zu
bekommen sein sollte, bedeutet
die Rot-Weiß-Rot-Karte einen gro-
ßen administrativen Aufwand, der
Unternehmen ohne große Perso-
nalabteilung oft überfordert. „Das
könnten wir für die Beschäftiger-
firmen übernehmen, dürfen es
aber nicht“, sagt Zieger.

Nur wenn jemand bereits in
Österreich gearbeitet hat und in
weiterer Folge die Rot-Weiß-Rot-
Karte plus erhält, bestehe diese
Einschränkung nicht mehr – frei-
lich sollten dann auch die größten
bürokratischen Hürden bereits
überwunden sein. Wer die Rot-

Weiß-Rot-Karte plus besitzt, hat im
Übrigen uneingeschränkten Zu-
gang zum österreichischen Ar-
beitsmarkt – und zwar zu unselbst-
ständigen wie auch zu selbststän-
digen Tätigkeiten.

Bringt Reform Lockerung?
Zieger hofft, dass mit der von Ar-
beitsminister Martin Kocher ange-
kündigten Reform der Rot-Weiß-
Rot-Karte, die den Arbeitsmarktzu-
gang für Schlüsselkräfte erleich-
tern und beschleunigen soll, zu-
mindest in diesem Bereich auch
Zeitarbeit von Anfang an möglich
wird. Die immer noch bestehen-
den Vorurteile gegen die Arbeits-
kräfteüberlassung als Branche sei-
en unbegründet – es gebe daher
auch für rechtliche Benachteili-
gungen gegenüber anderen Ar-
beitgebern längst keinen sachli-
chen Grundmehr.

Zieger spielt da auch auf Son-
derregeln bei den Kündigungsfris-
ten und das Verbot befristeter Be-
schäftigungsverhältnisse an, das
für Arbeitskräfteüberlasser „als
einzige Branche“ gelte. Dabei hät-
ten seriöse Firmen keinerlei Inter-
esse daran, Mitarbeiter rasch wie-
der loszuwerden. „Wir wollen die
Leute beschäftigt halten“, sagt Zie-
ger, der auch Chef des Personal-
dienstleisters Powerserv ist. Für
jene, die von Einsätzen zurück-
kommen, gebe es erfahrungsge-
mäß auch genug neue Jobs.

Öffentliche Aufmerksamkeit er-
hält die Branche freilich meist
durch einzelne schwarze Schafe –
siehe die Probleme bei Hygiene
Austria, die vor rund einem Jahr be-
kannt geworden sind. Firmen, die
sich nicht an die Regeln halten, gel-
te es rasch aus dem Verkehr zu zie-
hen, sagt Zieger, dafür stehe auch
der Berufsverband. „Wir haben
sehr strenge Aufnahmekriterien.“

Rechtlich sind Zeitarbeiter der
Stammbelegschaft gleichgestellt.
Und es gilt für sie entweder der
Mindestlohn laut dem KV der Ar-
beitskräfteüberlasser, der laut Zie-
ger aktuell bei rund 1780 Euro
brutto im Monat liegt – oder der
Mindestlohn des Beschäftiger-
betriebes, falls dieser höher ist.

[ MGO ]

VW: Dreißigjährige Verjährungsfrist bei Klagen im Dieselskandal
Höchstgericht. Auch bei Klagen gegen eine juristische Person kann die lange Verjährungsfrist gelten, entschied der Oberste Gerichtshof.

Wien. Wenn es um die Geltendma-
chung von Ansprüchen aufgrund
des VW-Dieselskandals geht, ist
immer wieder auch die Verjährung
ein Thema. Gilt die kurze, dreijäh-
rige Verjährungsfrist? Oder doch
die dreißigjährige, die in bestimm-
ten Sonderfällen greift? Im zweite-
ren Fall hätten auch Geschädigte,
die bisher nichts unternommen
haben, um ihre Ansprüche zu
wahren, immer noch Chancen.

Erst kürzlich vermeldete der
Verbraucherschutzverein (VSV),
dass sich die Aussichten österrei-
chischer Kläger bei einer Prozess-
führung in Deutschland in diesem
Punkt verbessert haben dürften:
Das Landgericht Braunschweig
gehe davon aus, dass bei solchen
Klagen österreichisches Recht an-
zuwenden sei. Und laut einem
dazu eingeholten Rechtsgutachten
komme im Fall von Arglist oder
Betrug die dreißigjährige Verjäh-
rungsfrist zur Anwendung.

Aber wie beurteilen das die
heimischen Gerichte? Eine aktu-
elle Entscheidung des Obersten
Gerichtshofs (OGH) bringt dafür
nun eine Klarstellung: Demnach
kann tatsächlich auch in einem
Verfahren gegen eine juristische

Person die dreißigjährige Frist zur
Anwendung kommen (8 Ob
28/21g). Geregelt ist das in § 1489
ABGB, dort heißt es, dass die lange
Frist unter anderem dann gilt,
wenn der Schaden durch eine oder
mehrere gerichtlich strafbare
Handlungen verursacht wurde, die
nur vorsätzlich begangen werden
können und mit mehr als einem
Jahr Freiheitsstrafe bedroht sind.
Ob das jedoch auch auf juristische
Personen anzuwenden ist, die
nach dem Verbandsverantwort-
lichkeitsgesetz (VbVG) für Strafta-
ten ihrer Organe haften können,
„galt lange Zeit als strittig“, sagt
Rechtsanwalt Eric Breiteneder, der
in dem Verfahren den Kläger ver-
tritt, zur „Presse“. Teile der Lehre
sahen das nur für natürliche Per-
sonen so, dazu gibt es auch ältere
Judikatur. Laut OGH ist diese
Rechtsansicht jedoch überholt.

Ganzer Fuhrpark betroffen
Den Anlassfall lieferte ein österrei-
chisches Unternehmen, das in sei-
nem Fuhrpark eine Reihe von VW-
Dieselfahrzeugen mit dem vom
Abgasskandal betroffenen Motor
hat. Noch vor Ablauf der dreijähri-
gen Frist hatte das Unternehmen

sich bei der Wirtschafts- und Kor-
ruptionsstaatsanwaltschaft als Pri-
vatbeteiligter einem gegen VW
nach dem Verbandsverantwort-
lichkeitsgesetz laufenden Verfah-
ren angeschlossen. Dabei hatte es
in einem Eventualbegehren einen
pauschalierten Schadenersatz von
5500 Euro plus
Zinsen gefordert.

Damit sei der
behauptete Scha-
den nicht hinrei-
chend individuali-
siert worden, argu-
mentierte VW,
nachdem das Un-
ternehmen auch
eine Schadener-
satzklage einge-
bracht hatte. Der
Anspruch sei ver-
jährt. Das sah auch
das Erstgericht so
und wies die Klage
ab. Das Berufungs-
gericht ging ebenfalls von der drei-
jährigen Verjährungsfrist aus: Ein
nach dem VbVG geführtes Strafver-
fahren bewirke auch dann keine
Verlängerung der Verjährung,
wenn der unmittelbar als Organ
oder Erfüllungsgehilfe handelnde

Täter wegen eines Verbrechens
verfolgt werde. Bis zu einem Betrag
von 5500 Euro pro Fahrzeug habe
jedoch der Privatbeteilig-
tenanschluss die Verjährung unter-
brochen.

Laut OGH ist jedoch auch der
darüber hinausgehende Anspruch

nicht verjährt –
falls dem Kläger
der Beweis gelingt,
dass die Vorausset-
zungen für die lan-
ge Frist vorliegen.
Der OGH habe
sich „der in der Li-
teratur bereits
überwiegend ver-
tretenen Argumen-
tation mittlerweile
angeschlossen (...)
und ausgespro-
chen, dass der An-
spruch gegen eine
juristische Person
erst in 30 Jahren

verjährt, wenn deren Organ einen
Dritten durch eine qualifiziert straf-
bare Handlung schädigt“, heißt es
da. Das gelte auch, wenn diese
Handlung vor Inkrafttreten des
VbVG gesetzt wurde – „jedenfalls
dann, wenn der wirtschaftliche Er-

folg der strafbaren Handlung im
Vermögen der juristischen Person
eintrat“. Beim Handeln eines Or-
gans für die juristische Person gehe
es nämlich nicht um ein Einste-
henmüssen für fremdes Verhalten.
„Sondern um Eigenhandeln der ju-
ristischen Person selbst“.

Klagsmöglichkeit wieder offen
Im konkreten Fall muss nun das
Erstgericht den Sachverhalt prüfen.
Aber auch für andere geschädigte
Fahrzeughalter, die noch nichts un-
ternommen haben, sei nun die
Möglichkeit, VW für die mit dem
Abgasskandal zusammenhängen-
den Nachteile in Anspruch zu neh-
men, wieder offen, sagt Breiten-
eder. Dafür müsse auch nicht der
Ausgang eines Verfahrens nach
dem VbVG abgewartet werden.
Das Vorliegen der Voraussetzun-
gen sei vielmehr vom Zivilgericht
zu beurteilen. Ein „Ruhepolster für
Geschädigte“ sei die OGH-Ent-
scheidung allerdings nicht. „Zu-
mindest ein Privatbeteiligtenan-
schluss sollte umgehend erledigt
werden, denn erst damit – oder mit
einer Klage – werden die Ansprü-
che auch gegenüber VW geltend
gemacht.“ (cka)
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